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Donnerstag, 

11° |

Freitag, 

10° |

Samstag, 

10° |

Sonntag, 

10° |

Montag, 

11° |

11. September 2014

teilweise sonnig
18°

12. September 2014

bewölkt, einige Regenschauer
16°

13. September 2014

teilweise sonnig
18°

14. September 2014

teilweise sonnig
19°

15. September 2014

ziemlich sonnig
21°

«Die Vorlage ist für alle ein Gewinn»
Am 28. September stimmt der Souverän über die Vorlage «Festlegung Mindestanteil preisgünstiger Wohnraum» 
ab. Die Klotener Kantonsräte Regula Kaeser-Stöckli (Grüne), Priska Seiler Graf (sp), Corinne Thomet (cvp) und 
Peter Reinhard (evp) diskutieren über die Angstmacherei der Gegner und weshalb die Annahme wichtig ist.

Interview: Doro Baumgartner

Anzeiger: In der Vorlage «Mindestan-
teil an preisgünstigem Wohnraum» 
geht es darum, dass eine Gemeinde 
eine bestimmte Anzahl günstiger Woh-
nungen vorschreiben kann. Die Gegner 
der Vorlage behaupten, dass die Geset-
zesänderung ein «staatlich verordnetes 
Diktat» sei und potenzielle Investoren 
vertreiben würde. Ist diese Argumenta-
tion reine Angstmacherei?
Regula Kaeser-Stöckli: Ja, diese Argumen-
tation ist in der Tat reine Angstmacherei. 
Fakt ist: Die Gemeinden können bei einer 
Bauherrschaft verlangen, einen Mindest-
anteil an günstigem Wohnraum zu erstel-
len. Können. Das Erstellen von preisgüns-
tigeren Wohnungenist nur dann erlaubt, 
wenn der Eigentümer eine höhere Aus-
nützungsmöglichkeit geltend machen 
kann. Es werden bestimmt keine Investo-
ren mit der Umsetzung der Gesetzesän-
derung vertrieben. 

Peter Reinhard: Ich bin überzeugt, dass 
diese Vorlage – nebst anderen Vorteilen –  
äusserst ökologisch ist. Das zeigt das Bei-
spiel im Kanton Zug. Dort existiert, wie in 
Kloten, kaum mehr Bauland. Das heisst, es 
wird verdichtet gebaut. Auch meiner Mei-
nung nach ist es unnötige Angstmacherei 
der Gegner. Ich möchte nochmals das Bei-
spiel Zug nennen, auch dort soll günstiger 
Wohnraum für den Mittelstand entstehen. 
Günstige Wohnungen heisst nicht, Woh-
nungen für Menschen zu erstellen, die am 
Existenzminimum sind. Dafür existieren 
bereits Sozialwohnungen.

Priska Seiler Graf: Bei diesem Punkt 
möchte ich gleich nachhaken. Die Argu-
mentation der Gegner, dass nun vermehrt 
Sozialwohnungen entstehen würden, ist 
schlichtweg falsch. Es entsteht ganz klar 
bezahlbarer Wohnraum für den Mittel-
stand. Und zum staatlichen Eingriff noch 
kurz: Ja, es stimmt, dass bei dieser Vorlage 
der Staat eingreift. Doch dieser Eingriff ist 
wichtig und notwendig. Denn die öffent-
liche Hand hat die Aufgabe, darauf zu 
achten, dass in einer Gemeinde eine ge-
sunde Durchmischung aus allen Schich-
ten lebt. Gibt man den Boden in private 
Hände, verliert man diese Kontrolle – und 
den Spekulanten steht nichts mehr im 
Wege. Zudem werden nur solche Zonen 
ausgeschieden, wenn eine Aufzonungen 
stattfindet, das heisst, wenn ein Mehrwert 
besteht. Kloten hat zum Beispiel auf dem 
Gebiet um den Parkplatz Römerweg noch 
Entwicklungspotenzial. Bei einem  
zukünftigen Wohnungsbau würde sich 
dieser Ort sicher für einen angemessenen 
Teil an preisgünstigem Wohnraum  
eignen.

Corinne Thomet: Die Argumentation der 
Gegner ist an den Haaren herbei gezogen 
und wie schon gesagt, reine Angstmache-
rei. Sehr wichtig an der Formulierung der 
Vorlage ist, dass die Gemeinde günstigen 
Wohnraum bauen können – nicht müs-
sen. Und ja, es ist ein staatlicher Eingriff, 
der aber nicht überbewertet werden darf. 
Denn es ist ein strategisches Mittel auf 
Gemeindeebene, wie mit Bauland umge-
gangen werden kann – mit der Betonung 
auf kann.

Können auch private Bauherren preis-
günstige Wohnungen erstellen und 
vermieten?
Seiler Graf: Ja. Und obwohl die Kosten-
miete bei günstigem Wohnraum vorge-
schrieben wird, ist auch für Private eine 
kleine Rendite absehbar. Kostenmiete 
heisst, die Miete ist so hoch, dass sie die 
Aufwendungen des Bauträgers deckt. Mit 
der Kostenmiete werden die Schuldzin-
sen und die Verwaltungskosten begli-
chen, der Unterhalt und Werterhalt der 
Liegenschaften sowie die Rückstellungen 
zur Erneuerung sichergestellt. 

Im Kanton Zürich gibt es heute bereits 
die Wohnbauförderung. Reicht diese 
nicht aus, um der Bevölkerung ein 

ausgewogenes Angebot an günstigen 
Wohnungen bereit zu stellen? 
Seiler Graf: Nein, das reicht nicht aus. Die 
Wohnbauförderung schiesst Geld für 
günstigen Wohnraum ein. Die aktuelle  
Vorlage ist hingegen ein strategisches  
Mittel. 
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«Es sind ganz klar 
keine Sozialwohnun-
gen, die gebaut wer-
den.» Corinne Thomet

Reinhard: Man muss aber auch ehrlich 
sagen, dass die Gelder der Wohnbauför-
derung leider bei weitem nicht ausge-
schöpft werden. 

Thomet: Die Wohnbauförderung reicht 
nicht aus. Mit der aktuellen Vorlage schaf-
fen wir das Mittel, günstigen Wohnraum 
für den Mittelstand zu erstellen. Ich bin 
überzeugt, dass wir damit erreichen, dass 
sich die Leute in einer Gemeinde wohler 

fühlen und das hat zur Folge, dass sie sich 
besser mit dem Ort identifizieren können.

Kaeser-Stöckli: Nicht nur das: diese Leute 
werden sich auch vermehrt am Vereins-
leben und am Gemeindeleben beteiligen. 

Kann mit dieser Gesetzesänderung 
das Angebot an preisgünstigen Woh-
nungen erhöht werden?   
Reinhard: Nur schon eine günstigere 
Wohnung mehr ist ein Erfolg. Aber wie al-
les braucht auch diese Umsetzung seine 
Zeit. 

Thomet: Ich glaube daran. Ich bin über-
zeugt, dass diese Gesetzesänderung für 
die Gemeinden und für private Bauher-
ren Anreiz schafft. 

Kaeser-Stöckli: Das Bedürfnis nach güns-
tigem Wohnraum ist sehr gross. Ich bin 
überzeugt davon, dass Kloten von diesem 
neuen Gesetz Gebrauch machen würde. 
Ich möchte an einem Negativbeispiel auf-
zeigen, wie wichtig das neue Gesetz ist: 
Bülach wollte im Gestaltungsplan Bülach 
Nord Vorschriften erlassen, um preis-
günstige Wohnungen zu bauen. Die kan-
tonale Baudirektion hat diese Passage 
kurzerhand aus dem Gestaltungsplan ge-

strichen, weil eine gesetzliche Grundlage 
für die Festlegung preisgünstiger Woh-
nungen fehlt. Das heisst: Es werden nun 
im Rahmen dieses Gestaltungsplans keine 
preisgünstigen Wohnungen entstehen.

Wäre es nicht sinnvoller, auf den Bau 
preisgünstiger Wohnungen zu verzich-
ten und Leute, die sich einen Mietpreis 
nicht leisten können, einzeln zu unter-
stützen?
Kaeser-Stöckli: Nein. Das ist ja gar nicht 
der Sinn dieser Vorlage. Menschen, die am 
Existenzminimum leben, werden heute 
bereits von der Sozialbehörde unterstützt. 
Ihnen stehen auch entsprechende Woh-
nungen zur Verfügung. Es geht in dieser 
Vorlage darum, dass sich Familien des 
Mittelstandes attraktive Wohnungen leis-
ten können. 

Reinhard: Ich sehe noch einen weiteren 
Aspekt, nämlich den Schutz von Einheimi-
schen. Diese werden nicht mehr vertrie-
ben, weil sie sich den Wohnraum in «ih-
rer» Gemeinde nicht mehr leisten können. 

Thomet: Leider streuen die Gegner immer 
wieder Unwahrheiten. Deshalb betone 
ich: Es sind keine Sozialwohnungen, die 
gebaut werden, sondern bezahlbarer 
Wohnraum für alle.  

Weiter monieren die Gegner, dass mit 
dieser Gesetzesvorlage die Bautätigkeit 
eingeschränkt wird. 
Reinhard: Absoluter Blödsinn. Im Gegen-
teil. Beim verdichteten Bauen werden be-
stehende Substanzen optimiert. 

Thomet: Auf keinen Fall wird die Bautätig-
keit gebremst. Es wird halt einfach anders 
gebaut, verdichtet.  

Ist die Gesetzesänderung eine gerechte 
Vorlage?  
Seiler Graf: Die Vorlage ist ein Schritt in die 
richtige Richtung. Die Idee dahinter ist 
einfach: Mit dieser Vorlage will man errei-
chen, dass mehr Leute in den Genuss von 
preisgünstigen Wohnungen kommen. 
Deshalb kann man sicher von einer  
gerechten Vorlage sprechen. 

Reinhard: Ich möchte mit einem Vergleich 
arbeiten: Wer findet Steuern gerecht? 
Doch die Steuern sind ein Beitrag für die 
Allgemeinheit. Mit dem Geld wird in die 
Infrastruktur einer Gemeinde investiert, 
von der alle profitieren. Für mich ist das 
also gerecht, auch wenn es nicht immer 
«lässig» ist, Steuern zu bezahlen. 

Kaeser-Stöckli: Ich komme auf den Anfang 
zurück. Die Investoren bekommen eine 
bessere Ausnutzung wegen der Aufzo-
nung, die Mieter eine günstigere Woh-
nung. Die Vorlage ist in meinen Augen 
sehr ausgewogen. 

Thomet: Ziel der Vorlage ist, bezahlbaren 
Wohnraum für alle zu schaffen. Ob die 
Vorlage gerecht ist? Schwierig zu sagen. 
Ich möchte es anders formulieren. Die  
Gesetzesänderung ist ein strategisches 
Mittel, um günstigen Wohnraum zu erstel-
len. Davon profitieren Bauherren wie Mie-
ter. Deshalb ist für mich die Vorlage klar 
eine Win-win-Situation.

angeregte Diskussion:  Die Kantonsräte Regula Kaeser-Stöckli (Grüne), Priska Seiler Graf 
(sp), Peter Reinhard (evp) und Corinne Thomet (cvp) (im Uhrzeigersinn). Bilder: db


